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nicht berechtigt, auf Grundlage dieſes Induſtrial⸗Privilegiums den k. k. 
Adler in ſeine Firma aufzunehmen. 


Im Falle der vorbehaltloſen Fertigung der Abgabsrecepiſſe ſeitens des Adreſſaten 

in dem 
betreffenden Briefe als enthalten bezeichneten Geldbetrages auch dann nicht 
für verantwortlich angeſehen we den, wenn der Brief mit dem poſtämtlichen 
Controlsfiegel nicht verſehen war, und auf demſelben?gefälſchte Privatſiegel 


kann die Poſtanſtalt für einen nachträglich bemerkten Abgang des in 


vorkommen. 


Streit wegen Benützung eines urſprünglich für den Meßner und den Schullehrer 


gewidmeten Gebäudes. Einräumung des weiteren Mitbenützungsrechtes für 
Schulzwecke nach der in Folge der geſetzlich ausgeſprochenen Unvereinbarlich⸗ 
keit eingetretenen Trennung des Lehrerdienſtes von dem Meßnerdienſte. 
Zweckvermögen. Auslegung einer Widmungsurkunde. Beſchränkung des Eigen⸗ 
thumes durch einen in der Widmung ausgedrückten Zweck. 
Das durch $ 7 des Geſetzes vom 29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 85 begrün⸗ 
dete Wahlrecht für die Handels⸗ und Gewerbekammer beſteht auch dann 
aufrecht, wenn wegen geſetzlich zugeſtandener Steuerbefreiung die Ent⸗ 


Im. 473 dem Grundbeſitzer nur die Vergütung der 


„in den Jagdbe⸗ 
zirken an Feldſrüchten, Weingärten oder Obſtbäumen“ verurſachten 
Wildſchäden zuſichert, daß dagegen dieſer Paragraph die „Waldungen“ 
nicht anführt, woraus folge, daß die Waldungen abſichtlich ausge⸗ 
ſchloſſen wurden. 

Die Statthalterei hat die Verfügung der Bezirkshauptmannſchaft 
behoben und dem Recurſe des Peter H. und Genoſſen Folge gegeben, 
u. zw. mit nachſtehender Begründung: „Das Hofkanzleidecret vom 
12. April 1821 hat ſeinem Geiſte und Wortlaute nach große Forſte 
und ausgedehnte Waldungen im Auge, welche der natürliche Aufenthalt 
des Wildes, insbeſondere des Hochwildes ſind. Vorliegenden Falles aber 
handelt es ſich um kleine Waldgrundſtücke und zerſtreute Jungmaiße, 
welche durch Streifwild weſentlich beſchädigt werden können, und deren 
Einfriedung theils unthunlich, theils mit unverhältnißmäßigen Koſten 
für den kleinen Grundbeſitzer verbunden wäre“. Ferner wird von der 
Statthalterei hervorgehoben, daß das Jagdpatent vom Jahre 1849 
die Wildſchadenentſchädigung ohne Einſchränkung zuſpricht und daß nach 
neueren Erläuterungen und Specialentſcheidungen die im 8 15 des 
Hofkanzleidecretes vom Jahre 1786 aufgezählten Culturgattungen nicht 
als normative, ſondern als beiſpielsweiſe Anführung aufzufaſſen ſeien. 
Endlich führte die Statthalterei noch die zu Gunſten des kleinen Grund⸗ 


richtung der für die Wahlberechtigung vorgeſchriebenen Steuer nicht erfolgt. | beſitzes ſprechenden Billigkeitsrückſichten an, daß nämlich denſelben der 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Vornahme der Erhebung von Wildſchäden an Wäldern. 


Die Grundbeſitzer Peter H. und Genoſſen in K. haben unterm 
17. Juni 1876 bei der Bezirkshauptmannſchaft in M. das Anſuchen 
geſtellt, es möge die Gutspachtung F. zur Vergütung des zu erheben⸗ 
den Wildſchadens an ihren Wäldern verhalten werden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat die Vornahme einer Erhebung 
unter Hinweiſung auf die Beſtimmungen des Hofkanzleidecretes vom 
12. April 1821, 3. 9687 (Nr. 119 der Geſetzſammlung für Nieder⸗ 
Oeſterreich) abgelehnt. 

Bei Vorlage des gegen dieſen Beſcheid überreichten Recurſes der 
Grundbeſitzer H. und Genoſſen an die Statthalterei führte die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft zur weiteren Motivirung ihrer Ablehnung noch an, 


Wildſchaden an jungen Waldpflanzungen eben ſo empfindlich treffen kann 
als die Beſchädigung anderer Culturgattungen. 


In dem gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung überreichten Mini⸗ 
ſterialrecurſe verlangte das L ... ſche Forſtamt F. die Aufhebung 
der Statthalterei⸗Entſcheidung, ſich auf das Hofkanzleidecret vom Jahre 
1821 berufend, welches beſtimme, daß für Beſchädigungen, welche in 
Wäldern an dem jungen Holze durch das Wild verurſacht werden, 
keine Vergütung zu leiſten ſei. Die Vornahme der Wildſchadenerhebung 
in Wäldern ſei geſetzlich unzuläſſig. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 19. December 1876, 
8. 17217 der Berufung des L . . . schen Forſtamtes gegen die 
Entſcheidung der Statthalterei, womit unter Behebung der Verfügung 
der Bezirkshauptmannſchaſt ddo. 26. Juni 1876 die von mehreren 
Grundbeſitzern angeſuchte Wildſchadenerhebung in deren Wäldern ange⸗ 
ordnet wurde, keine Folge zu geben beſunden. M. 


Der Beſitzer eines ausſchl. en iſt zwar berechtigt feine 
diesfälligen Erzeugniſſe als „k k. ausſchließl. privilegirte“ zu 
bezeichnen, er iſt aber nicht berechtigt auf Grundlage dieſes In⸗ 
duſtrial⸗Privilegiums den k. k. Adler in ſeine Firma aufzunehmen. 


Der Tapezierer Ignaz J. in K. hat gegen die Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 17. Juli 1876, womit das Anſuchen desſelben, 
ſeine Firma auf Grundlage des ihm verliehenen Induſtrial⸗Privilegiums 


daß der $ 17 des Geſetzes vom 27. December 1852, R. G. Bl. mit dem k. k. Adler und der Inſchriſt „k. k. ausſchl. privilegirte 


transportable Kleider und Glasſchränke“ verſehen zu dürfen, abſchlägig 
verbeſchieden wurde, die Berufung eingelegt. | 

Das Hanudelsminiſterium hat unterm 
30616 entſchieden: 

„Dem Theile des Recurſes des Ignaz J., betreffend die Be⸗ 
willigung, feiner Firma die Inſchriſt „k. k. ausſchl. privilegirte trans⸗ 
portable Kleider- und Glasſchränke“ beifügen zu dürfen, wird infoferne 
ſtattgegeben, daß derſelbe, welchem auf die Erfindung eines leicht trang- 
portablen Kleider- und Glaskaſtens unterm 21. Februar 1874 für 
die Dauer von zwei Jahren ein ausſchließendes Privilegium ertheilt 
wurde, befugt iſt, ſeine Erzeugniſſe in der obigen Weiſe zu bezeichnen, 
ſowie ſich der entſprechenden Bezeichnung nach $ 49 der Gew.-Ord. 
in Ankündigungen und Bekanntmachungen zu bedienen. Hieraus erwächst 
dem Recurrenten jedoch keineswegs das Recht, den k. k. Adler in ſeine 
Firma aufzunehmen, und findet das Handelsminiſterium auf jenen 
Theil des Miniſterialrecurſes, welcher gegen die abweisliche Verbe⸗ 
ſcheidung des fraglichen Vorrechtes gerichtet iſt, nicht einzugehen, da 
die Verleihung des im $ 61 Gew -Ord. bezeichneten Vorrechtes zufolge 
§ 142 desſelben Geſetzes der k. k. Statthalterei zuſteht und aus den 
Vorlageacten kein Anhaltspunkt zu entnehmen iſt, um die abweisliche 
Erledigung der genannten Behörde in dieſer Beziehung zu ie 

v. W. 


15. October 1875, 3. 


Im Falle der vorbehaltloſen Fertigung der Abgabsrecepiſſe ſeitens 
des Adreſſaten, kann die Poſtanſtalt für einen nachträglich bemerk⸗ 
ten Abgang des in dem betreffenden Briefe als enthalten bezeich⸗ 
neten Geldbetrages auch dann nicht für verantwortlich angeſehen 
werden, wenn der Brief mit dem poſtämtlichen Controlsſiegel nicht 
verſehen war, und auf demfelben gefälſchte Privatſiegel vorkommen. 


Am 17. März 1869 wurde ein an die Actienzuckerfabriksgeſell⸗ 
ſchaft in T. adreſſirter Geldbrief durch den Boten dieſer Geſellſchaft 
vom dortigen Poſtamte nebſt mehrereit anderen Briefen abgeholt und 
dem Director derſelben B. übergeben. 

Nachdem nach Entſiegelung dieſes Briefes durch den Caſſier S. 
der Abgang des Betrages von 391 fl., der ſich in demſelben befinden 
ſollte, bemerkt wurde, und nachdem der Abſender A. M. in dem gegen 
ihn ſeitens der gedachten Geſellſchaft durchgeſührten Rechtsſtreite den 
Eid dahin abgelegt hat, daß er den fraglichen Brief mit dem einge⸗ 
klagten Betrage von 391 fl. expedirt habe, und die Geſellſchaft in 
Folge deſſen gegen ihn ſachfällig wurde, ſtellte dieſelbe in der nunmehr 
gegen die k. k. Finanzprocuratur Namens des Poſtärars überreichten 
Klage das Begehren, damit dasſelbe zum Erſatze des Schadens von 
391 fl. verurtheilt werde, wurde jedoch auch mit dieſem Begehren mit 
den gleichförmigen Urtheilen des Lemberger Landesgerichtes und des 
dortigen Ober⸗Landesgerichtes vom 18. April 1874, 3. 17627 und 
vom 7. October 1874, Z. 21490, abgewieſen, weil — ſo die o. g. 
Gründe — ein von der klagenden Geſellſchaft ohne Vorbehalt eines 
Entſchädigungsbetrages unterfertigtes Abgabsrecepiſſe bezüglich der frag⸗ 
lichen Sendung vorliegt, und ſomit von ihr ein auf die Haftung der 
Poſtanſtalt gegründeter Anſpruch rückſichtlich der übernommenen Sen⸗ 
dung nicht mehr erhoben werden kann. (88 26, 35 lit. b und 36 der 
Fahrordnung vom 12. Juli 1838, Nr. 280 J. G. S. und Abf. 7 
der Verordnung des Handelsminiſteriums vom 27. Juli 1850, Nr. 315 
R. G. B. 

In hi gegen dieſe gleichförmigen Urtheile ergriffenen a. o. Re⸗ 
viſton wurde von der klagenden Geſellſchaft geltend gemacht, daß, wie⸗ 
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geriſcherſeits der Zeugenbeweis angeboten wird, Bedacht genommen 
werden könnte, weil es dem Empfänger nach der ſoeben bezogenen 
Vorſchrift oblag, die Eröffnung und Ueberzählung des Inhalte s beim 
Abgabspoſtamt zu begehren, durch die Außerachtlaſſung dieſer Voryſchrift. 
und durch die unbeanſtändete Uebernahme aber die Erſatzpflicht der 
Poſtanſtalt entfallen iſt. Auf den erſt in der Reviſtonsbeſchwerde geltend 
gemachten Umſtand, daß das Abgabsrecepiſſe urſprünglich mit einer 


den Abgang von 391 fl. ausdrückenden Clauſel verſehen war und nur 


nachträglich über Andrängen des Poſtinſpectors gegen das vorbehaltlos 
unterfertigte Recepiſſe umgetauſcht wurde, kann im Hinblick auf die 
Beſtimmungen der 88 333 und 340 g. G. O. keine Rückſicht ge⸗ 
nommen werden.“ Ger.⸗H. 


Streit wegen Benützung eines urſprünglich für den Meßner und 
Schullehrer gewidmeten Gebäudes. Einräumung des weiteren Mit⸗ 
benützungsrechtes für Schulzwecke nach der in Folge der geſetzlich 
ausgeſprochenen Unvereinbarlichkeit eingetretenen Trennung des 
Lehrerdienſtes von dem Meß nerdienſte. 
Zweckvermögen. Auslegung einer Widmungsurkunde. Beſchrän⸗ 
kung des Eigenthumes durch Br der Widmung ausgedrückten 
Zweck. 


Am 6. December 1754 ſchenkte Anton Weiß zu dem damals 
ſchon beſtandenen Gotteshauſe in St. Agatha den Grund zur Herſtel⸗ 
lung einer Prieſterwohnung, eines Schul- oder Meßnerhauſes, ſowie 
eines Friedhofes. Dieſe Schenkung ward angenommen; es wurde unter 
Mitwirkung der Gemeinde (Vergleich vom 23. September 1754) das 
Gebäude Haus Nr. 9 in St. Agatha aufgeführt und in demſelben der 
Seelſorger, der Lehrer (der zugleich den Meßnerdienſt zu verſehen hatte) 
und die Schule untergebracht. Im Jahre 1822 reichte das Schullocale 
für den Unterrichtszweck nicht mehr aus; es ward daher für die Schule 
ein eigenes Gebäude errichtet, jedoch ohne eine Wohnung für den Lehrer, 
da dieſer (zugleich Meßner) in der alten Wohnung blieb. Als aber im 
oberöſterreichiſchen Volksſchulgeſetze vom 23. Jänner 1870, Nr. 10 
L. G. Bl, der Lehrerdienſt mit dem Meßnerdienſte nicht mehr verein⸗ 
bar erklart wurde, legte der dortige Lehrer den Meßnerdienſt zurück, 
ohne jedoch die bis dahin im Gebäude Nr. 9 in ſeiner Benützung 
befindlich geweſenen Wohnungsräumlichkeiten aufzugeben. Dies beſtimmte 
die Kirchenvermögensverwaltung zu St. Agatha, da im Wege der Güte 
nichts erreicht wurde, den ordentlichen Rechtsweg zu betreten und wider 
die Schulgemeinde St. Agatha am 28. März 1875 das Klagebegehren 
um folgendes Erkenntniß zu ſtellen: Die geklagte Schulgemeinde ſei 
ſchuldig, 1. das Eigenthum des Gotteshauſes St. Agatha auf das 
Pfarrhof⸗ und Meßnergebäude Nr. 9 in St. Agatha ſammt dazugehörigem 
Gartengrunde anzuerkennen; 2. bei einem Pönfalle von 100 fl. ſich 
jeder Benützung dieſes Gebäudes oder einzelner Beſtandtheile desſelben 
zu enthalten, bei ſonſtigen Zwangsmaßregeln die von ihr für den Lehrer 
der öffentlichen Volksſchule in St. Agatha in und bei dieſem Gebäude 
benützten Localitäten und den Grund zu räumen und die Gerichtskoſten 
zu vergüten. 

Ueber dieſe Klage wurde vom k. k. Landesgerichte in Linz mit 
Urtheil vom 11. November 1875, Z. 11901, dem Begehren gemäß 
erkannt aus nachftehenden Gründen: 

„Der formellen Einwendung der Geklagten dahin, dieſe Streit⸗ 
ſache ſei, weil ein Lehrereinkommen betreffend, vorerſt durch die Schul⸗ 
behörden zu entſcheiden, konnte keine Folge gegeben werden, da es ſich 
im vorliegenden Falle nicht um eine Streitigkeit des Lehrers mit den⸗ 


wohl ein vorbehaltlos unterfertigtes Abgabsrecepiſſe vorliegt, dies dennoch jenigen Perſonen, welche ihm zur Leiſtung des Einkommens verpflichtet 
die Poſtanſtalt von der Haftung nicht befreien könne, weil die geſetzliche ſind, handelt, ſondern um einen privatrechtlichen Streit zwiſchen der 
Vorausſetzung (Art. 7 der Verordnung des Handelsminiſteriums vom zur Beiſtellung der Wohnung für den Lehrer verpflichteten Schulgemeinde 
27. Juli 1850, Nr. 315 R. G. B.) fehlt, indem, laut Beſcheides und einer dritten Perſon, der klagenden Kirchenvermögensverwaltung. 
der Poſtdirection Nr. 1 auf dem fraglichen Briefe das poſtämt⸗ Die Hauptſache anbelangend, wird der erſte Theil des Klage⸗ 
liche Controlsſiegel abgehe, und anſtatt desſelben und der übrigen vier begehrens von der Geklagten in keiner Weiſe angefochten. Dieſem Theile 
Siegel des Abſenders darauf gefälſchte Privatſiegel mit den Buchſtaben des Klagebegehrens wurde demnach auf Grund des gegneriſchen Zuge⸗ 
L. K. vorhanden ſind. ſtändniſſes ſtattgegeben. Aber auch in den anderen Theilen mußte dem 
Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſch. v. 21. Mai 1875, Klagebegehren mit Beſchränkung der Execution in Betreff der Räumung 
Z. 3253 dieſem a. o. Reviſionsbegehren keine Folge zu geben befunden. der benützten Objecte auf die geſetzlich vorgeſchriebenen Zwangsmaß⸗ 
Gründe: „Durch die unbeanſtändete Uebernahme des Briefes iſt die regeln überhaupt ſtattgegeben werden. Denn die geklagte Schulgemeinde 
Poſtanſtalt von jeder Erſatzpflicht enthoben (Abſ. 7 der Vdg. des Handels⸗ 


Min vom 27. Juli 1850, Nr. 315 R. G. B.), ohne daß auf die 
von der Klägerin geltend gemachten Umſtände des fehlenden poſtämt⸗ 
lichen Controlsſiegels und der gefälſchten Privatſiegel, worüber klä⸗ 


kann das Wohnungsrecht des Lehrers im Hauſe Nr. 9 zu St. Agatha 
aus der Donationsurkunde vom 6. December 1754 (B ad 1) nicht ab⸗ 
leiten, weil dieſe Schenkungsurkunde einer Lehrerwohnung gar nicht gedenkt. 
Darin, daß laut derſelben der Kirche in St. Agatha der bezeichnete 
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Grund zur Erbauung eines Schul- oder Meßnerhauſes geſchenkt wurde, dann dieſe Verhältniſſe wieder fortdauerten, bis durch die Beſtim⸗ 
kann nicht die Verpflichtung der Kirche, dem Lehrer als ſolchem in dem mung des 8 30 des oberſſterreichiſchen Volksſchulgeſetzes vom 
Haufe eine Wohnung einzuräumen, erblickt werden. Von der geklagten 23. Jänner 1870, Nr. 10 L. G. Bl., der Lehrerdienſt mit dem 
Schulgemeinde wird zwar die Erſitzung des Wohnungsrechtes für den Meßnerdienſte unvereinbar erklärt und in Folge deſſen vom Lehrer 
Lehrer im erwähnten Gebäude behauptet. Allein eine Erfigung hat im vor⸗ der Meßnerdienſt zurückgelegt wurde, ohne jedoch die in feiner Be⸗ 
liegenden Falle nicht ſtatt, und zwar aus dem Grunde, weil das erſte Er- nützung befindlichen Räumlichkeiten aufzugeben, welche jetzt die Kirche 
forderniß einer jeden Erſitzung, nämlich der Beſitz von Seite der Schul⸗ | St. Agatha in Ausübung des Eigenthumsrechtes für ſich ausſchließlich 
gemeinde, nicht erwieſen iſt. Aus den in der Klage gelegten Urkunden, beanſprucht. 

nämlich der Schenkungsurkunde ( ad 1) v. 6. December 1754, dem Ver⸗ Das Eigenthumsrecht der Kirche auf das Haus Nr. 9 zu St. 
gleiche vom 23. September 1754 (C ad 1) und dem Inſtrumentum vom Agatha ift wohl nach Rechtstitel und bücherlicher Zuſchreibung nicht 
30. April 1756 (F ad 1) geht zur Evidenz hervor, daß der zu anfechtbar, auch von der Geklagten nach ihrer ausdrücklichen Erklärung 
St. Agatha aufgeſtellte Meßner, der gleichzeitig den Schuldienſt verſah, in der Einrede nicht beanſtändet, und darum iſt der das Eigenthums⸗ 
die Wohnung im gedachten Gebäude nicht als Lehrer, ſondern als recht behandelnde Theil des erſtrichterlichen Urtheiles auch zu beſtätigen. 
Meßner innehatte. Die Schenkungsurkunde nämlich gibt die Beweggründe Aber dieſes Eigenthumsrecht war ſchon bei der urſprünglichen Er⸗ 


an, welche den Stifter Anton Weiß zur Schenkung des Grundes zur werbung kein unb ſchränktes, ſondern es war urſprünglich durch 
Erbauung des Meßner⸗ oder Schulhauſes und zur Errichtung des die Widmung zur Prieſterwohnung und zum Schul- oder Meßnerhauſe 
Friedhoſes beſtimmten. Dieſe Motive waren nur rein religiöſe, nämlich auch zu Zwecken der Schule beſtimmt und bis in die jüngſte Zeit auch 
der Wunſch uach einem eigenen Seelſorger zu St. Agatha, welcher zu Schulzwecken thatſächlich verwendet. Insbeſonder⸗ wurde dieſe Wid⸗ 
die ſeelſorglichen Functionen und den Religionsunterricht beſorgen ſollte. mung und Verwendung zu Schulzwecken durch die Aufführung eines 
Nur zur Realiſirung dieſes Wunſches wurden die in Rede ſtehenden neuen Gebäudes im Jahre 1822 und durch die Verlegung der Schul⸗ 
Gebäude aufgeführt. Der Vergleich (O ad 1) identificirt den Schul⸗ zimmer aus dem Haufe Nr. 9 in dieſes neue Gebäude nicht aufgehoben, 
meiſter mit dem Meßner; das Inſtrument (F ad 1) beſtimmt, daß der weil die Wohnung des Lehrers im Haufe Nr. 9 belaſſen, im neuen 
Meßner zugleich Schulmeiſter ſein ſolle. Dasſelbe räumt dem Meßner Gebäude aber eine Wohnung für den Lehrer gar nicht errichtet wurde. 
die Freiheit ein, Schule zu halten und weiſet ihm einige Bezüge zu, Das Gebäude Nr. 9 zu St. Agatha hatte demnach vom An⸗ 
welche bis dahin der Schulmeiſter zu Waitzenkirchen bezogen hatte. fange an eine doppelte Beſtimmung: einmal zu Zwecken der Kirche, 
Nicht die Anſtellung eines Lehrers, ſondern die Anſtellung eines mit dann zu Zwecken der Schule. Es iſt bis in die jüngſte Zeit weder 
dem Rechte des Schullehrers verſehenen Meßners hatten nach dem dieſem Zwecke entrückt worden, noch ſind dieſe Zwecke entfallen. Solange 
Wortlaute und dem Sinne der bezogenen Urkunden die damaligen In⸗ die Bedienſtungen des Lehrers und des Meßners in Einer Perſon ver⸗ 
tereſſenten bei der Erbauung des hier fraglichen Hauſes im Auge; nicht einigt waren, gab es in dieſer Richtung nie einen Anſtand; das kirch⸗ 
als Lehrer, ſondern als Meßner, alſo als Diener des Prieſters, deſſen liche Eigentbum war zu Zwecken der Schule und zu Zwecken des 
Anſtellung für die Gemeinde St. Agatha der vorzüglichſte Wunſch des Meßners gemeinſchaftlich beſchränkt, ohne daß es nöthig war, dieſes der 
Stifters war, benützt nach den obigen Urkunden die betreffende Per⸗ Eigenthumsbeſchränkung der Kirche gegenüberſtehende Benützungsrecht für 
ſönlichkeit die Wohnung im Haufe Nr. 9 zu St. Agatha. Es hat die Schule und für den Meßner zu theilen. Das neue oberöſterreichiſche 
auch die geklagte Gemeinde in keiner Art nachgewieſen, daß die Kirche Schulgeſetz mit der Beſtimmung, daß der Lehrerdienſt mit dem Meßner⸗ 
zu St. Agatha, reſpective deren Repräſentanz, die Wohnung in dienſte unvereinbarlich ſei, hat dem Rechtsumſange weder der Schule, 
dem bezeichneten, ihr gehörenden Haufe ehemals dem Meßner noch des Meßners an der Benützung des Hauſes Nr. 9 etwas genommen, 
deshalb, weil er Schulmeiſter war, eingeräumt habe. Eben deshalb das Benützungsrecht beider iſt ein gemeinſames, und es iſt daher die 
mangelt der geklagten Schulgemeinde der zur Erſitzung unerläßlich er⸗ Kirche St. Agatha nicht berechtigt, die Schule St. Agatha von der 
forderliche Beſitz der Wohnung durch den Schulmeiſter als ſolchen. Benützung des Hauſes Nr. 9 ganz auszuſchließen und zu begehren, daß 
Hat nun die geklagte Schulgemeinde das Recht, jene Wohnung ſammt ſich die Schule St. Agatha jeder Benützung dieſes Gebäudes Nr. 9 
Gründen, welche letztere ſchon in der von der Gemeinde mitgefertigten zu St. Agatha oder einzelner Beſtandtheile desſelben zu enthalten, und 
Fafſion L ad II als zur Dotation des Meßners gehörig bezeichnet die in der Innehabung des Lehrers befindlichen Oertlichkeiten desſel⸗ 
wird, durch den Lehrer zu benützen, nicht erwieſen, dann muß das ben binnen 14 Tagen zu räumen habe.“ 
Verfügungsrecht der Kirche als Eigenthümerin der ſtreitigen Objecte Die von der Klägerin wider das obergerichtliche Erkenntniß im 
aufrechterhalten und ihrem diesfälligen Begehren entſprochen werden“. abändernden Theile eingebrachte Reviſionsbeſchwerde ward mit Urtheil 
Das k. k. Oberlandesgericht in Wien änderte, der Appellation des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 6. Juli 1876, 8. 3873, ver⸗ 
der Geklagten ſtattgebend, das angefochtene erſtrichterliche Erkenntniß worfen, und das zweitrichterliche Urtheil in der angefochtenen Richtung 
mit Urtheil vom 19. Jänner 1876, 8. 98, indem es dasſelbe im aufrechterhalten. Jur. Bl. 
erſten Punkte beſtätigte, im zweiten Punkte ab und wies bezüglich 
desſelben das klägeriſche Begehren zurück. Seine Gründe lauteten: 
„In formeller Beziehung kann die Einwendung, daß die Streit⸗ 
frage nicht vor die Civilgerichte gehöre, ſondern wenigſtens vorläufig |. ad 5 
vor den Schulbehörden zu verhandeln ſei, nicht für berechtigt erkannt urn dee Faahlirecht für die Hande , und Geberbes mel ee 
werden, weil ein Streit über das Eigenthum und über das Be- auch danu aufrecht, wenn wegen gefetzlich zugeſtandener Steuer⸗ 
nützungsrecht einer unbeweglichen Sache nur vor die Gerichte zur Ver⸗ befreiung die Entrichtung der für die ei. vorge: 


handlung und Entſcheidung gehört, wie dieſes betreffs des Kirchenver⸗ ſchriebenen Steuer nicht erfolgt. 
e 50 R. B. Bl., Ueber die Anfrage, ob dem Karl R. als Leiter der industriellen 
ausdrücklich ausgeſprocheu iſt. Aetienunternehmung L.⸗V.⸗B., welche auf Grund ihrer 15jährigen 


In der Hauptſache iſt nicht beſtritten, daher iſt es für wahr zu Steuerbefreiung kei arte : i 
2 N 5 5 g keine landesfürſtlichen Steuern bezahlt, das active und 
halten, daß laut der Schenkung vom 6. December 1754 Anton Weiß paſſive Wahlrecht für die Handels⸗ und Gewerbekammer zuerkannt wer⸗ 
hauf 5 ri a en 1 8 00 1 | den könne, wurde vom Handelsminiſterium mit dem Erlaſſe vom 
auſes und eines Friedhofes in St. Agatha den erforderlichen Grund 25 | 769 intra: ; 
denen Gotteshauſe St. Agatha geschenkt habe; auß erf 3 875, 3. 39769 dem Gtatthaltereipräfivium in G. 
dieſe Schenkung angenommen und in Ausführung derſelben unter ; ; ti u die 8 Ser 
Beihilfe der Gemeinde, laut Vergleich vom 23. September 1754, das mern en ae en 4806 
Gebtude wi RI zu St. Agatha erbaut und darm Prieſter- G. Bl. Nr. 85 von der. Entrichtung eines beſtimmten Erwerbſteuerbe⸗ 
Lehre r (ug 4 Meiner) und Schule untergebracht wurden; daß dieſe trages abhängig gemacht wird, in dem Falle nicht verloren geht, wo 
Benützungsverhältniſſe ſo blieben, bis an, Jahre 1822 von 2 = Gemeinde in Folge einer geſetzlich zugeſtandenen Steuerbefreiung die Entrichtung 
bei der nothwendig gewordenen Erweiterung der Schule für die Schule der vorgeſchriebenen obigen Steuer nicht erfolgt“ v. W 
ein eigenes Gebäude, jedoch ohne Wohnung für den Lehrer, der, { ma 
zugleich Meßner, in der alten Wohnung blieb, errichtet ward; daß 


Notiz. 


(Conſumverein, Gewerbe, Erwerb.) In Bezug hierauf finden wir 
in Hartmann's Zeitſchrift f. Geſtzgb. u. Praxis nachſtehendes Erk. des Ob.⸗Trib. 
in Berlin vom 16. Mai 1876 mitgetheilt: 

„Die Beſchwerde iſt inſofern begründet, als der Appellationsrichter ohne 
genügenden Grund angenommen hat, daß aus den vorliegenden Thatſachen auf 
die Exiſtenz eines Gewerbebetriebes, d. h. eines auf Erzielung eines Gewinnes 
berechneten Geſchäſtes zu ſchließen ſei. Denn daß das Geſchäft eines Conſum⸗ 
vereins, welches ſich darauf beſchränkt, durch den Ankauf von Lebensbedürfniſſen 
im Großen und deren Weiterverkauf an die einzelnen Mitglieder im Kleinen 
dieſen die Möglichkeit zu gewähren, dieſelben zu geringeren Preiſen zu erlangen 
als fie von den Zwiſchenhändlean geſtellt zu werden pflegen, inſofern alſo an 
ihren gewöhnlichen Ausgaben etwas zu erſparen, noch kein auf Gewinn berech⸗ 
neter Gewerbebetrieb ſei, iſt bereits in dem vom zweiten Richter ſelbſt angeführ⸗ 
ten, in Oppenhoff's Rechtſp. Bd. 13, S. 188 abgedruckten Erkenntniſſe des Ober⸗ 
tribunals vom 1. März 1872 ausgeſprochen worden. Zu einem ſolchen Gewerbe⸗ 
betriebe kann aber augenſcheinlich das Geſchäft eines zu dem erwähnten Zwecke 
gegründeten Conſumvereins, ſo lange der Verkauf der eingekauſten Conſumtibilien 
ſich auf die Mitglieder des Vereins beſchränkt, auch dadurch nicht werden, daß 
ſich beim Caſſenabſchluſſe ein Ueberſchuß ergibt, und dieſer unter die Mitglieder 
in Form einer Dividende vertheilt wird, weil damit im Ganzen genommen den 
Mitgliedern nur wiedergegeben wird, was ſie früher ſelbſt gezahlt haben. Anders 
verhält es ſich allerdings, wenn von den eingekauften Gegenſtänden auch Einiges 
an Fremde verkauft wird, weil, wenn dieſes zu Preiſen geſchieht, die nach 
Deckung des Einkaufspreiſes und des Antheils an den Verwaltungs⸗ und anderen 
Koſten noch einen den Vereinsmitgliedern zu Gute kommenden Ueberſchuß ge⸗ 
währen, hierin die Exiſtenz eines Handelsgeſchäftes, alſo eines Gewerbebetriebes 
gefunden werden kann. Deßhalb iſt es keineswegs gleichgiltig, wie der Appel⸗ 
lationsrichter vermeint, ob die Perſonen, denen der Angeklagte an den bezeichne⸗ 
ten Tagen Branntwein gegen Bezahlung verabreicht hat, zu den Vereinsmit⸗ 
gliedern gehört haben, oder ob und wie weit ſie Fremde geweſen ſind, es bedarf 
vielmehr gerade dieſer Umſtand noch einer näheren Erörterung und Feſtſtellung.“ 


Verordnungen. 
Berordnung des k. k. Miniſteriums des Innern ddo. 19. Jänner 1877, 3. 18334 


ex 1876, betreffend die genaue Prüfung der um Ertheilung der Hauſir⸗Altersnach⸗ 


ſicht einlaufenden Geſuche. 


Mit Hinweis auf die vom k. k. Handelsminiſterium neueſtens erfolgte 
Weiſung wegen einer genaueren Handhabung des Hauſirpatentes findet ſich das 
k. k. Miniſterium des Innern veranlaßt, die k. k. Statthalterei aufzufordern, 
darauf zu ſehen, daß die Geſuche um Ertheilung der Hauſir⸗Altersnachſicht ſtets 
einer genauen Prüfung in Abſicht auf das Vorhandenſein ausreichender Gründe 
für die nur ausnahmsweiſe zu gewährende Nachſicht unterzogen werden. 

Wenn bei ſolchen Geſuchen wie bei Hauſirpaßgeſuchen überhaupt auf die 
individuellen und die allgemeinen Erwerbsverhältniſſe und die bereits vorhan⸗ 
dene Zahl von Hauſirern der geeignete Bedacht zu nehmen iſt, ſo iſt ſich dabei 
doch noch insbeſondere gegenwärtig zu halten, daß es nicht im Sinne des 
Hauſirpatentes gelegen wäre, wenn an Perſonen zu jugendlichen Alters Haufirpäſſe 
ertheilt würden, da dasſelbe ſelbſt für Hauſirpaßwerber aus den im 8 17 
bezeichneten, beſonders begünſtigten Gegenden das zurückgelegte 24. Lebensjahr 
fordert. 


Erlaß des Handelsminiſterinms ddo. 23. Oetober 1876, 3. 31700 an ſämmtliche 

Statthaltereien und Landesregierungen, betreffend die Unzuläſſigkeit der ſelbſt⸗ 

ſtündigen Vornahme der Confisention von, im öffentlichen Verkehre nicht mehr vor⸗ 
kommenden Maßen und Gewichten ſeitens der Gendarmerie. 


Aus Anlaß des vorgekommenen Falles, daß die Gendarmerie zur ſelbſt⸗ 
ſtändigen Confiscation von im öffentlichen Verkehre noch vorkommenden nicht 
geſetzlichen Maßen und Gewichten veranlaßt wurde, wird der k. k... im 
Nachhange zu dem h. o. Erlaſſe vom 27. Auguſt 1876, Z. 20.203 und unter Ver⸗ 
weifung auf den Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 6. Juni 1876, 


3. 6266 in Einvernehmen mit dieſem und dem k. k. Miniſterium für Landes⸗ 
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vertheidigung das Nachſtehende zur eigenen Kenntnißnahme und eventuellen Ver⸗ 
ſtändigung der Unterbehörden eröffnet: 

Wenn es auch keinem Zweifel unterliegt, daß die Gendarmerie, vermöge 
ihrer Dienftesbeftimmung berufen iſt, zur Durchführung der Außergebrauch⸗ 
ſetzung der alten Maße und Gewichte im öffentlichen Verkehre mitzuwirken, ſo 
kann ſich doch deren Mitwirkung nur auf die Ermittlung und Anzeige des 
geſetzwidrigen Gebrauches alter Maße und Gewichte beſchränken. Keineswegs 
erſcheint es aber zuläſſig, daß die Gendarmerie die Confiscation ſolcher Gegen⸗ 
ſtände ſelbſtſtändig vornehme, da die Verwendung hiezu weder im Geſetze noch 
in der Dienſtesinſtruction für die Gendarmerie begründet iſt, und zu bedenkli⸗ 
chen Colliſionen Anlaß geben könnte. 

Der $ 26 der Dienſtesinſtruction ſpricht nur von der Ermittlung und 
Anzeige von begangenen Geſetzesübertretungen und aus den 88 27, 28 und 31 
dieſer Inſtruction geht hervor, daß die beſonderen Dienſtverrichtungen der Gen⸗ 
darmerie über ſpecielle Aufforderung weſentlich nur aſſiſtirend zu ſein haben, 
daher die Gendarmerie bei den durch die competente politiſche Behörde J. In⸗ 
ſtanz zu veranlaſſenden Confiscationen von ungeſetzlichen Maßen und Gewichten 
erforderlichen Falls und über ſpeciellen behördlichen Auftrag nur Aſſiſtenz zu 
leiſten haben wird. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſeeretär im Handelsminiſterium 
1 Crippa anläßlich deſſen Penſionirung den öſterreichiſchen Adel tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector im Reichsfinanzminiſterium 
Franz Engelmann anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der kz k. Familienfondsgüterdirection an⸗ 
geſtellten Expeditor und Regiſtrator Joſef Wiethe das goldene Verdienſtkreuz mit 
der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sanitätsrathe Dr. Franz Schiffer das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 


Erledigungen. 


Caſſecontrolorsſtelle bei dem k. k. Haupt punzirungsamt in Wien in der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution bis Ende Februar. (Amtsbl Nr. 16.) 

Secundararztesſtelle bei der nieder⸗öſterreichiſchen Findelanſtalt in Wien 
mit 600 fl. Gehalt und Naturalwohnung bis Mitte Februar. (Amtsbl Nr. 16.) 

Forſtelevenſtelle bei der Wiener Forſt⸗ und Domänendirection mit 500 fl. 
Adjutum, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr 17.) 

Finanzconcipiſtenſtelle bei der k. k. Finanzdirection in Linz mit der zehn⸗ 
ten Rangsclaſſe, bis Ende Februar (Amtsbl. Nr. 18). 

Steueramtscontrolorsſtelle bei der oberöſterreichiſchen Finanzdirection mit 
der zehnten, eveutuell eine Steueramtsadjunctenſtelle in der eilften Rangs⸗ 
claſſe (Amtsbl. Nr. 18). 

Bezirksthierarztesſtelle im niederöſterreichiſchen Landesdienſte in Miſtelbach 
u 20 eilften Rangsclaſſe und Reiſepauſchale, bis Ende Februar (Amtsbl. 

r. 20). 


i In der Wagner’fchen Univerſitäts⸗Buchhandlung zu Inns⸗ . 
bruck iſt erſchienen und um 1 fl. zu beziehen: | 


Handbuch der Gemeinde- Prdnung und Gemeinde- Wahl- 
ordnung für die gefürſtete Grafſchaft Tirol, 


erläutert, mit Eutſcheidungen, Verordnungen und Formularien ver⸗ 
ſehen, dann durch einen Anhang einſchlägiger Geſetze ergänzt von 


Dr. Anton Hoflacher, 
k. k. Bezirkshauptmann. 


N Obwohl dieſes Buch, welches 277 Seiten im mittleren Formate um⸗ 
faßt, eigentlich nur die Tiroler⸗Geſetze enthält, ſo iſt es doch auch für andere 
Länder von Intereſſe, weil die Gemeinde⸗Ordnungen und Wahlordnungen 
alle auf Grund des Reichsgeſetzes vom 5. März 1862 (Nr. 18 R. G. Bl.) 
erſchienen ſind, daher nicht weſentlich verſchieden ſein können. Deßhalb wurden 
in dieſes Werk auch Entſcheidungen von zweifelhaften Fällen aus anderen 
ändern aufgenommen und bei den betreffenden Paragraphen eingeſchaltet, 
bas ihm wohl eine Verbreitung über die Landesgränzen verſchaffen dürfte. 


Mit den „Erkenntniſſen des Berwaltungsgerichtshoſes“ und 
einer literariſchen Beilage. BEE 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


